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Uebersicht
der Verhandlungen der Stände über die von einzelnen

ständischen Mitgliedern gemachten Anträge.

Ltstattung »°n Der als commissarischer Verwalter der Departements«Irrenanstalt zu Düsseldorf
»n"d>>"angestellt gewesene Hauptmann von Spberg wurde im Jahre 1628 entlassen, und blieb

3^ren"st"tt"u ""^ ""^ Allerhöchsten Cabinets-Ordre, da seine Entlassung irrig als eine Suspension
Düsseldorf,vom Amte dargestellt worden war, im Fortbezug eines Theiles seiner Besoldung aus

der Departement«!-Irrenanstalt, durch welchenFortbezug eine Summe von 1246 Nthlr.
angewachsen ist. Diese Summe kann von der schwachdotirten Anstalt nicht entbehrt
werden, und da die Vermögensverhältnisse des Empfängers die Wiedereinziebung der
erwähnten 1246 Nthlr. von demselbennicht erlauben, so haben die Stände des Königs
Majestät unterthänigst gebeten, die Rückerstattung der genannten Summe, durch die
Staatskasse an die Departement«!-Irrenanstalt zu Düsseldorf verfügen zu wollen.

Colncr
Dombau,

Anfang der
Vchulpflichtig-

lcit.

2.

Se. Majestät den König um neue Verwilligungen zur Erhaltung und, dies darf
gehofft werden, zum allmähligcn Ausbau des Domes zu Cöln zu bitten, haben die
Stände nicht gewagt, da ihnen die freigebigen Zuschüssebekannt sind, die des Königs
Majestät zu diesem Zwecke bereits verwandt und für die Zukunft bestimmthaben; sie
konnten es sich aber nicht versagen, Sr. Majestät im Namen der Provinz, ja des
gcsammtcn Vaterlandes, den ehrfurchtsvollstenDank für die Erhaltung des großartigsten
seiner Baudenkmäler, so wie die Hoffnung auszusprcchen, baß Allerhöchstdieselbcn
geruhen mögen, Schutz und Pflege demselben auch in Zukunft im vollsten Umfange
angedeihen zu lassen.

3.

Eine Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 14. Mai 1825 bestimmt den Anfang der Schul»
pstichtiglcit der Kinder auf das zurückgelegtefünfte Jahr. Bei der Berathung eines An«
trags, welcher dahin gerichtet war, von des Königs Majestät die Anordnung des spä¬
teren Eintritts der Schulpflichtigkeitzu erbitten, sind die Stände davon ausgegangen,
daß vor dem 7. Jahre die Anstrengung der Kinder durch Unterricht auf die freie Ent¬
wickelungder Geistes- und Körperkräfte nur nachtheilig einwirke, und dem Unbemittelten
die Aufbringung der Schulgelder für die auf solche Art zweckwidrighingebrachteZeit
schwer falle. Wenn auch nach den bestehendengesetzlichen Bestimmungen den Behörden
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unbenommen seyn solle, in einzelnen Fällen den Anfang der Schulpflichtigkeitspäter ein.
treten zu lassen, so verdiene doch die Allgemeingültigkeitder angeführten Gründe, baß
die bisherige Ausnahme zur Regel erbeben werde, insofern nämlich von eigentlichen
Elementarschulen, nicht aber von Verwahrschulcn für kleine Kinder die Nede sey. Die
Stände haben daher bei des Königs Majestät darauf angetragen, unter Aufhebungder bis'
herigen geschlichen BestimmungenAllergnädigstzu verordnen, daß die Schulpflichtigkcitder
Kinder in der Rheinprovinz erst nach zurückgelegtem sechstenJahre (die Motion hatte
das zurückgelegte 7. Jahr beantragt) ihren Anfang nehme.

4.

Der Abgeordnete einer der bedeutendstenFabrikstädte der Provinz hat bei der «csch»n,'«u»g
Stände-Versammlung darauf angetragen, des Königs Majestät um Erlassung eines de"^»b"len.
Schutzgesetzes für die in den Fabriken arbeitenden Kinder zu bitten.

Da die gewcrbreichcnGegenden der Regierungsbezirke Düsseldorf und Aachen kei¬
ner Gegend des Continents an Umfang und Bedeutung des Fabrik- und Manufaktur»
Fleißes nachstehen,so mußte nothwendig diejenige Ausdehnung mancher Industriezweige,
namentlich der Spinnereien, eintreten, welche den Gebrauch einer bedeutendenAnzahl
von Kindern zu den Fabrikarbeiten nothwendig macht, während zugleichdie Eltern der»
selben aus diesen Arbeiten bedeutenden Vortheil ziehen, ein Verhältniß, bei welchem
Eltern und Fabrikherrcn gewannen und nur die Kinder verloren. ES entstand daher
hier, wie überall unter denselben Verhältnissen, der Conflict zwischen dem Wunsche, die
in den Fabriken arbeitenden Kinder gegen übermäßiges Anhalten zur Arbeit zu schützen,
und der Nothwendigkeit, die Interessen der Industrie nicht auf eine wirklichgefährdende
Art zu verletzen. Eine Ausgleichung zwischen beiden Interessen muß überall gefunden
werden können, und selbst wenn sie nicht zu finden seyn sollte, so würde die Wahl zu¬
letzt nicht zweifelhaft bleiben können.

Die in der Stände-Versammlung Statt gehabte Berathung hat in der Nheinpro-
vinz die rühmlichen Beispiele mehrerer mit Kindern arbeitender Fabriken nachgewiesen,
wo die Kinder nie in zu frühem Alter und nicht zu lange Zeit des Tages zur Arbeit
angehalten werden, und wo ihnen die erforderlichefreie Zeit nicht allein zu ihren Mahl¬
zeiten und Erholungen, sondern auch zum Unterricht gelassen wird; es ist aber auch außer
Zweifel geblieben, daß es eben so Fabriken giebt, wo von allem Angeführten das Ge¬
gentheil Statt findet und die Kinder «nter den schädlichstenEinflüssen frühzeitig zu
Grunde gehen. Die Stände-Versammlung, in welcher das Interesse der Industrie voll¬
ständig vertreten war, hat daher erkannt, daß es nothwendig sey, die ohne Zweifel schon
Statt gehabten Bestrebungen der Regierung dadurchzu unterstützen, daß von des Königs
Majestät die Erlassung eines Gesetzes erbeten werde, durch welches bestimmtwürde:

1. daß kein Kind vor dem vollendeten neunten Jahre zur Arbeit in den Fabriken
bestimmtwerden solle;
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2. daß die Kinder vor ihrem Eintritt in eine Fabrik einen dreijährigen Schul»
besuch nachweisen sollen, insofern nicht örtliche Verhältnisse, welche von der
Orts-Obrigkeit untersucht und festgestellt werden sollen, eine Abweichunghier¬
von nöthig machen;

3. daß die Kinder höchstenszehn Stunden zur Arbeit in den Fabriken angehalten,
und

4. ihnen zwischen diesen zehn Arbeitsstunden zwei Freistunden, von welchen die eine
um die Mittagzcit mit Bewegung in freier Luft, gewährt werden sollen.

Kirchenb,,«. Die Unregelmäßigkeit und Ungleichheitdes Verfahrens in den bei der Aufbringung
von Bau- und Reparaturtosten für Kirchen und Thürme vorkommendenReparationen
auf die Forcnsen hat die Stände veranlaßt, die Erlassung allgemeiner, dem Zwecke'ent»
sprechender, Verfügungen über diese,, Gegenstand bei des Königs Majestät zu bevorwortcn.

Zehnten'
Ablösung.

In Bezug auf die den Ständen im Laufe des Landtags gemachte Mittheilung, daß
ein Gesetz wegen Ablösung der noch verbleibenden Neallasten im Regierungsbezirke
Coblcnz zur Entscheidung Sr. Majestät des Königs vorbereitet sey, haben die Stände
beantragt, daß in diesemGesetze die Zchntablösung auch in Bezug auf einzelne Parzellen
für zulässig erklärt werden möge.

Hagel. Die Stände haben eine auf Gegenseitigkeitgegründete Hagel-Versicherungsanstalt
Ussecuranz,für die Nheinprovinz in der Weise beantragt, daß des Königs Majestät das Oberprä¬

sidium der Nheinprovinz mit der Leitung derselben, so wie auch mit der Entwerfung
und Festsetzung der Statuten zu beauftragen geruhen möchten.

8.

«tschälcr.Dcpot. Die Stände waren der Ansicht, daß durch die bisherige Beschickung mehrerer Be-
schälstationcuin der Nheinprovinz von dem Veschälcr-Depot zu Warcndorf in Wcstpha-
len dem Bedürfnisse der Pferdezucht in der Provinz, theils wegen zu geringer Anzahl
dieser Stationen, theils wegen zu großer Entfernung derselben von einander, wegen zu
kurzer und unzweckmäßig gewählter Zeit des Aufenthalts der Hengste u. f. w., bei weitem
nicht genügt werden könne. Da die Errichtung eines eigenen Beschäler-Depots in der
Rheinprovinz ohne Kosten-Vermehrung bewirktwerden könnte, wenn das schon früher zu
demselbenZwecke benutzte, jetzt leer stehendeSchloß und Caserne zu Wickcrath dazu be¬
stimmt würde, so habe» die Stände die Trennung des Beschäler-Depots zu Warendorf
und Verlegung eines vcrbältnißmäßigen Theils der Hengste nach Wickcrath bei des
Königs Majestät beantragt.
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9.

Die Wichtigkeit der Einführung einer Körordnung für Zuchtsticre in der Rhein« .«t°r°rdn»n«.
Provinz ist von den Ständen vollständig erkannt, und demgemäß beantragt worden,
daß des Königs Majestät das Ober-Präsidium mit der Entwcrfung und Einführung einer
Körordnung zu beauftragen geruhen möchten.

10.

Die Errichtung eines landwirtschaftlichen Instituts, in Verbindung mit einer LandwiKhsch,«.
Stammschäferci, ist von den Ständen als eins der wirksamstenMittel zur Beförderung ""^ 2»st>t>tt.
der Landwirthschaft erkannt und deshalb von des Königs Majestät erbeten worden.
Die wohlthätigen Wirkungen dieses Instituts würden jedoch erst in der Folge zu erwarten
seyn. Bei der Wichtigkeitdes Bedürfnisses einer unmittelbaren Hülfe zur Beförderung
d-er Landwirthschaft,bei der Nothwendigkeit, in manchen Gegenden, wo der Gctraidebau-
die darauf verwandten Culturkostcn kaum mehr lohnt, andere Culturarten zu begünstigen,
haben daher die Stände die Errichtung von Kreis-Vereinen beantragt, welche aus
verständigen bäuerlichen Wirthen und einsichtsvollen, gcmcinsinnigcnMännern bestehen,
und zur wirklichen Beförderung der Landwirthschaft nützlich zu wirken geeignet seyn
würden. Dies würde jedoch ohne Unterstützung durch Geldmittel von Seiten der
Regierung zur Austheilung von Prämien, Anschaffung landwirtschaftlicher Muster,
Zuschüssenan Zöglinge bei Vcsuchung landwirthschaftlichcrLehranstalten u. s. w., nicht
erreicht werden können, und die Stände haben daher bei des Königs Majestät beantragt,
zu diesem Zwecke einer jeden der rheinischen Regierungen die jährliche Summe von
2400 Nthlr Allergnädigst zu verwilligcn.

Im Jahre 1821 ist die Eompctcnz der Friedensrichter in rein persönlichen Sachen zr.ct.n«.
auf die Summe von 300 Nthlr. erhöhet worden. Unter den nicht rein persönlichen «"^"-
Sachen, welche bisher den Landgerichtenausschließlichvorbehalten sind, giebt es jedoch
auch einige, die theils wegen ihres geringen Belanges mit den durch die Behandlung
vor den Landgerichten erwachsendenKosten in keinem Verhältnisse stehen, theils auch
von so einfacher Beschaffenheitsind, daß sie nach der Ansicht der Stände ohne wesentliche
Abweichungvon den bisherigen zweckmäßigen Grundsätzen über die Eompctcnz-Bestim¬
mung der Friedensrichter diesen Stellen noch überlassen werden könnten. Die Stände
haben daher beantragt, daß des Königs Majestät geruhen möchten, die Eompctcnz der
Friedensrichter

». auf Räumungsklagen, wo die Iahresmiethe 50 Rthlr nicht übersteigt,
d. auf Klagen über Verletzung des Grcnzrechtcs durch Pflanzungen oder andere

neue Werke und Veränderungen des Wasserlaufs,
o
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«. auf Thcilungstlagen von Gegenständen, deren Werth 400 Nthlr. nicht übersteigt,
unter Mitbcrechtigtcn, deren gegenseitige Gerechtsamefeststehen, und

»l. smf Streitigkeiten über Mobilar-Erecution ihrer eigenen Urtheile,
ausdehnen zu wollen.

Mit diesem Antrage haben die Stände die weitere Bitte verbunden, daß des Königs
Majestät geruhen möchten, zu ermessen,in wie weit eine allmählige und den Local-VerlM.
nissen entsprechende Verbesserungder pecuniären Lage der Friedensrichter thunlich erscheine.

12,

2ubl>ast<,ti°ne> Die Subhastationsordnung vom 1. August 1822 schreibtvor, daß die Bedingungen,
O.dnu,,«, unter welchen ein wegen Schulden in Beschlag genommenes Immobilar gerichtlich zum

Verkauf ausgestellt wird, nur von dem den Verkauf nachsuchendenGläubiger entworfen
werden sollen. Die Nachtheile für den Schuldner sowohl, als auch für die übrigen
Mitgläubigcr, welche aus dieser Bestimmung ohne Zweifel hervorgegangen seyn mögen,
beabsichtigte die AllerhöchsteCabincts-Ordre vom 9. April 1836 zu beseitigen, durch
welche bestimmtward, daß der Schuldner, sowie sämmtlicheHypothekar»Gläubiger, das
Recht haben sollen, im Verkaufstcrmine vor dem zum Verkaufe committirten Nichter
gegen die entworfenen Bedingungen Erinnerungen zu machen; daß ferner dieser Nichtcr
vor dem Ausgebotc durch einen in das Verkaufsprotokoll aufzunehmendenBeschluß über
diese Erinnerungen entscheiden, und die Bedingungen definitiv festsetzensoll, gegen
welchenBeschluß kein Rechtsmittel ergriffen werden kann.

Selbst vorausgesetzt, daß der betreibende Gläubiger über die Erinnerungen gegen
die von ihm entworfenen Bedingungen vernommen werde, so schien doch nach dem
Urtheile der Stände dem Ermessen des Nichters, welcher in diesem Falle nur commis-
sarischhandelt, durch die vorgcdachtcnBestimmungen der Allerhöchsten Cabincts-Ordre
ein zu weiter Spielraum gestattet. Die Stände haben daher beantragt, daß des Königs
Majestät geruhen möchten, eine Ergänzung der erwähnten Cabinets-Ordre dahin
anzuordnen, daß sowohl der Schuldner, als die einzelnen Gläubiger, welche ohnehin
nach 8 16. der Subhastatiousordnung wenigstens L Wochen vor dem Lizitationsterminc
von den entworfenen Bedingungen Kenntniß erhalten, im Falle zu machenderErinner¬
ungen einen, der Lizitation wenigstens um 14 Tage vorausgeheuden, Termin zur
contradictorischenVerhandlung über den Inhalt derselben zu erwirken ermächtigt werden,
und daß derjenige, der sich durch die in diesem Termine zu erlassende Entscheidung für
verletzt halte, den Nccurs an das Landgericht zu ergreifen für befugt erklärt, das
Landgericht aber angewiesen werde, an irgend einem bestimmten Tage der folgenden
Woche hierüber definitiv zu entscheiden.

45.

Verfahr« b« Die Civil-Einreden des Eigenthums- oder Benutzungsrechtes werden bei Unter-
Forstfrevel!,, s„Hungen über Forst- und Feldfrevel vor den Fricdcnsgcrichtcn nicht selten, auch wenn
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sie von allem Scheine entblößt sind, aus dem Grunde von Forst- und Fcldfrcvlern
vorgebracht, um die Sache von der Zuständigkeitder Friedcnsgcrichtc an die der Land¬
gerichtezu vcrschlcifen,und bei der gewöhnlichenScheu des Beschädigtenvor den Kosten
und Weitläufigkeiten eines prozcßualifchcnVerfahrens aller Strafe sich zu entziehen.
Die Vcrschicdcncirtigkeitdcö Verfahrens, welches die Friedensrichter in solchen Fällen
einhalten zu müssen glaubten, hat die Stände veranlaßt, von des Königs Majestät die
Erlassung eines Gesetzeszu erbitten, durch welches bestimmtwürde, daß

1. in Feld- und Forstfrcvclsachen der Friedensrichter auch über die von dem
Beschuldigten etwa vorzubringende Einrede, daß er zu der ihm vorgeworfenen
That berechtigt gewesen sey, nach Maaßgabe des von ihm auszumittclnden
Besitzstandes, zu erkennen ermächtigt seyn solle; daß

2. zum Behuf der Ansmittclung dieses Besitzstandesdie Katastral-Auszüge jedenfalls
bis zur Beibringung eines Gegenbeweises hinreichensollten;

3. daß auch in Ermangelung solcherKatastral-Auszüge und in Ermangelung eines
Beweises über den lctztjährigcn Besitz, in Fällen, wo das Recht auf der einen
Seite, sey es auf den Grund bestimmterVerträge, oder auf den Grund eines
älteren notorischen, vicljährigcn Besitzstandes, als klar erscheint, auf der andern
Seite aber' von allem Scheine entblößt ist, die nämliche Compctcnzder Friedens¬
richter in den genannten sowohl, als auch in Iagdfrcvelsachen, Statt finden
solle; und

4. daß in Fällen, wo dennoch die Hinverweisung au die Eivilgcrichtc nöthig scheint,
den Beschuldigten ein kurzer Termin zur Einführung der Klage anzuberaumen
sey, um nach dessen Ablauf entweder nach dem Antrage des Beschuldigten
weiteren Termin zu gestatten, oder zur Sache selbst zu erkennen.

In Bezug auf das Gesetz vom 7. Juli 1833, welches das Privilegium des Fiscus, «echie dcsFisn
wonach derselbe, seinen Gläubigern gegenüber, nur zu vorbcdungcnen Zinsen ver- "'"^"sc«,^''
pflichtet war, durch die Bestimmung mildert, daß derselbe zur Zinszahlung von den
durch die rechtskräftigen ErkenntnissebestimmtenZahlungsfristen an verpflichtetseyn soll,
haben die Stände bei des Königs Majestät beantragt, diejenigen Theile der Rhein-
provinz, in welchen ein Privilegium des Fiscus überhaupt nicht bestandenhabe, von
der Herrschaft dieses Gesetzes auszunehmen, da aus demselben, so wie aus früheren
diesen Gegenstand betreffenden Verordnungen, hinreichend ersichtlich sey, daß nur die
Beschränkungder Vorrechte des Fiscus in der Absicht Sr. Majestät gelegen habe.

45.

Die in dem Provinzial-Recht für das Herzogtum Berg enthaltene Bestimmung v»chl. und
über die aus den früher in diesem ^andestheile vorgekommenensogenanntenPfandschafts- Pl°"bsch»ft«.

0" <°°"tr«<l.
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Contracten entstandenen Rechts-Verhältnisse, hat Veranlassung gegeben, über diesen
Gegenstand nachfolgende Adresse an des Königs Majestät zu richten.

AUerdurchlauchtigster König,
Allergnädigstcr König und Herr!

Ew. Majestät getreue Stände hatten bereits auf dem 3. und 4. rheinischenPro¬
vinziell-Landtage mehrere Anträge auf Negulirung und Sicherstellung der aus den
sogenannten Pfandschaftscontractcn cutspriugeudcn Rechte, welche unter der vorigen
Gesetzgebungim Hcrzogthum Vcrg sehr häusig vorkommen, seitdemaber fast ganz außer
Gebrauch gekommensind, bevorwortct.

Allcrhöchstdieselbe»haben diese Anträge durch die beiden Landtags-Abschiede vom
30. Oktober 1852 und 3. März 1835 aus den darin sowohl, als in dem Votum des
Justiz-Minister» angeführten Gründen, abzulehnen geruhet. Schon in diesem Voto ist
indeß darauf hingewiesen worden, daß dieser Gegenstand bei der zu bewirkendenallge«
meinen Revision der Gesetzgebungoder bei der der Partikularrcchte für die Nbeinprovinz
näher zu verhandeln seyn dürfte; diese letztere hat seitdem Statt gefunden, und in dem
für das Hcrzogthum Verg vorbereiteten Entwürfe eines Provinzial-Rechts ist diese
Materie abgehandelt, welcher Entwurf jedoch (aus schon angeführten Gründen) einer
gründlichen Prüfung nicht hat unterzogen werben können.

Ew. Majestät getreue Stände glauben daher um so mehr diesen einzelnen Punkt
herausheben zu dürfen, um noch besser, wie bisher, barzuthun, wie wichtig und dringend
die Feststellungdieser Angelegenheit für die Provinz ist, als auch der Stände-Ver¬
sammlung eine nochmaligeVorstellung über diesen Gegenstand eingereicht worden. Die
getreuen Stände glauben hier, des Zusammenhangs willen, wiederholen zu müssen, wie
unter der vorigen Gesetzgebung diese Versatz-Verträge, und zwar in großer Anzahl,
gerade in der Absicht geschlossen wurden, um darunter wahre Kauf-Verträge zu ver¬
bergen, weil der Erwerb durch Kauf dem Nctracl und andern das Eigenthum vinkn-
lirendcn gesetzlichen Bestimmungen unterworfen war; daß dabei, abgesehen von diesen
Motiven, sowohl der Preis als die Einlöscbcdingungen so gestellt wurden, daß daraus
auf die Absicht,die Einlösnng unmöglichzu machen, und daher einen wahren Kauf-Vertrag
einzugehen, geschlossenwerden mußte, während nach der damaligen Gesetzgebung dergleichen
Verträge in ihrer Wirkung sich deshalb weniger wie jetzt von wahren Verkäufen unterschieden,
weil die in Versatz gegebenen Güter vom Vcrsatznchmcr weiter zur Hypothek gestellt
werben konnten, welches denn die für solche Nechts-Vcrhältnisseüberall bekannten Folgen
hatte; daß ferner zum Tbcil scheu die frühere, hauptsächlichaber die neuere Gesetzgebung,
die oben erwähnten Vinkulirungcn des Eigenthums aufgehoben hat, wie dies auch sonst
vielfach geschehen, uud wie eben der Entwurf des Provinzialrechts für den ostrhcinischcn
Theil des Regierungsbezirks Coblcnz die Aufhebung des Netractes enthält; daß dadurch
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nun solche Simulationen überflüssig wurden, wie denn später auch dergleichenPfand'
schastscontracte in der Regel nur in der reellen Absicht geschlossen wurden, diesen und
leinen andern Vertrag einzugeben; daß aber außerdem die neuere Gesetzgebung, der
Vereinfachungder Sache halber, blos das Eigenthum und den Nießbrauchan Immobilien
für fähig erklärt hat, zur Hypothek gestellt zu werben, woraus nun folgte, daß diese
Versatzrechtcferner nicht mehr mit diesem Vorzugsrechte belastet werden konnten, und
daß die betreffenden Immobilien ihren Besitzern nicht mehr den Credit gewährten wie
früher, und daher auch für den Fall der Veräußerung im Werthe sanken; daß daher
bei der großen Menge solcher Vcrsatzgütcr im Vergischen es dringend Noth thue,
diesem Ucbclstcmdeabzuhelfen, und durch Consolidirung derselben in den Händen der
Besitzer den gesunkenenCredit wieder herzustellen. Ein Mittel, auf gerichtlichemWege
oder auch durch gütliche Vereinbarung zu diesemZwecke zu gelangen, giebt cS in den
meisten Fällen nicht, oder ist wenigstens mit großen Schwierigkeiten verbunden, da die
meisten Vcrsatzgcbcr aus dieser Zeit verstorben und deren Erben häufig schwer aufzu¬
finden sind, jedenfalls aber nicht gezwungen werden können, einzulösen, oder auf das
Eigenthum zu verzichten, wenn es ihnen auch an allem Interesse fehlt, letzteres zu
verweigern. Die Gerichte können daher hier nicht in'S Mittel treten, wenn es auch in
einzelnen Fällen möglich wäre, die Einlöseberechtigtenalle ausfindig zu machen und
vorzuladen, während der Mangel der Vorladung eines Einzigen das ganze Geschäft
unmöglich oder nichtig machen würde. Durch Verjährung können diese Versatzrechte
weder in den Händen der Versatznehmeroder deren Erben, noch derjenigen, welche die
Güter von ihnen als Vcrsatzgütcr gekauft haben, den allgemeinen Grundsätzen über
diese Materie gemäß, erlöschen, sondern blos in den einzelnen und seltenen Fällen, wo
ein Dritter dieselben doua ü<1e als Eigenthum erworben hat. Es ist also hier nicht
der Fall vorhanden, wo die Aufrcchthaltung eines den wahren Absichten der Parthcicn
gemäß auf diese Weise festgesetzten Ncchts-Vcrhältnisscsgewünschtwerden muß, sondern
es tritt die Anomalie ein, daß ohne eine dcsfallsige gesetzliche Bestimmung ein recht¬
licher Zustand auf ewige Zeiten fortdauern würde, welcher gar nicht in der Absicht der
Parihcicn lag, sondern lediglich durch die spätere Gesetzgebungherbeigeführt worden ist,
und daß gerade das, was unter der vorigen Gesetzgebungdie Contrahcnten zu thun
gezwungen waren, um unter der Maske von Versatz-Verträgenein freieres Dispositions¬
recht über die Sache zu übertragen, als wenn sie das Eigenthum selbst übertragen
hätten, jetzt den entgegengesetztenZweck zur Folge hat, und den Erwcrbern einen
bedeutenden Theil des Dispositionsrechts über die Sache entzieht, so daß man gar
nicht einmal sagen kann, daß durch desfalls zu erlassendegesetzlicheBestimmungenwohl
erworbene Rechte gekränkt werden würden, da das zu erwerbende Recht der Absicht der
Parthcicn gemäß gerade das Eigenthum war.

Aus dem Gesagten geht schon hervor, daß nicht die Rede davon seyn kann, der¬
gleichenzu erlassendegesetzliche Bestimmungen auch auf Verträge, welche seit Einführung
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der neueren Gesetzgebunggeschlossen worden, oder gar auf die Zukunft auszudehnen, da
seitdem kein Grund mehr vorhanden war, solche Pfandschafts-Verträge zu fingiren,
um dadurch eine Eigenthums-Uebcrtragung zu verbergen. Was aber die frühere Zeit
betrifft, so ist es zuvörderst gewiß, daß eine Masse von Nachtheilen daraus entspringt,
daß aus einer langen Periode beinahe alle Kauf-Verträge als Pfandschaftscontract«
erscheinen, daß das Eigenthum dadurch unsicher, und dessen Erlangung an den bctref«
senden Immobilien, insoweit dieselbe durch einen Ucbcrtrag geschehensoll, sogar un¬
möglich gemacht wird, daß dadurch der Werth dieser Art des Besitzesunnatürlich herunter«
gedrückt, der Credit der Besitzer selbst vernichtet, und der Wohlstand vieler Familien
bedrohet wird; es läßt sich deshalb nicht verkennen, daß das öffentlicheWohl bei dem
Wohl so vieler Einzelnen als intcrcssirt betrachtet werden dürfte, während die Versatz»
geber, nach dem früher erwähnten, in der Regel keinen Nachtheil-aus dem Vortheile
derjenigen leiden würden, in deren Händen der in Rede stehendeBesitz als Eigenthum
consolidirt werden würde, und von den meisten angenommen werden kann, daß sie nie
eine Einlösung beabsichtigenwerden. Insofern aber eine solche Consolidation als eine
Art der Verjährung für eine gewisse Eathegorie von Rechts-Verhältnissen r«^». als die
Ncgulirung eines transitorischenZustandes, welcheauch bei der etwaigen Einführung des
zu rcvidirenden allgemeinen Landrechts nöthig seyn würde, betrachtet werden könnte,
beruhet offenbar keine Vcrjährungsart auf andern und bessern Gründen, als den oben
angeführten, außer dem allgemeinen Grunde, daß dadurch die Rechts-Verhältnisse cnd<
lich definitiv festgesetzt und die Prozesse nicht verewigt werden sollen. Es ist selbst nicht
einem gute» Staatshaushalte entsprechend, daß eine große Masse von, selbst kleinem
Grund-Eigenthum, man kann sagen, bis auf ewige Zeiten, zweifelhaft bleiben und
dem Verkehr entzogen werden soll, blos weil einige Pfandgläubigcr, welche nichts mehr
zu fordern haben, sich nicht um die Einlösung bekümmern, oder sich nicht darauf ein¬
lassen wollen; eine solche Vinkulation, ohne Möglichkeit der Aufhebung, ist durchaus
unzulässig; der Staat muß Verträge unschädlichoder unwirksam zu machen suchen, die
entweder absichtlich, oder durch eingetretene spätere Verhältnisse, einen solchen Zustand
der Dinge herbeigeführt haben, und dies ist einer der wichtigstenGründe des allge¬
meinen Wohls, um hier eine Art der Verjährung einzuführen. Schon aus allgemeinen
legislatorischen Ansichten scheint also die Consolidirung des Eigenthums in den Händen
der jetzigen Besitzer, wodurch eigentlich nichts anders festgesetzt werden würde, als was
ursprünglich die Absicht der Partheicn war, unter den früher angegebenen und unten
noch anzuführenden Modifikationen, durch welchedie Versntzgcbcrhinreichendin Stand
gesetzt werden, ihre allenfalls noch vorhandenen Interessen zu wahren, keinemBedenken
zu unterliegen.

Es ist hierbei bemerkt worden, daß die bisherige Mobilar-Eigenschaft dieser Ver¬
satzgüter, oder vielmehr des auf ihnen haftenden Pfandrechts von Einfluß auf deren
Vererbung und auf die Güterrechte der Eheleute seyn kann; es regulirt sich dieses Rechts-



5l

Verhältniß jedoch von selbst nach allgemeinenGrundsätzen, da es bei Erbschaftenallein dar«
auf ankommenwürde, ob dieselben bei Emanirung des Gesetzes eröffnet gewesen sind oder
nicht, bei den Giitcrrechten der Ehcleute aber, ob die Ehe zur selben Zeit schon ge¬
schlossen gewesen, oder ob das in Rede siebende Grundstückden Ehcleutcn schon ancr-
fallcn würde gewesen seyn oder nicht; es würde daher darüber keiner gesetzlichenBestim¬
mung bedürfen.

Auch das Bedenken, daß es den Parthcicn müsse überlassen bleiben, sich zu erklä¬
ren, ob sie das bisherige Verhältniß beibehalten wollen, scheint hier unerheblichund
eine besfallsige gesetzliche Bestimmung unzweckmäßigzu seyn; denn der Pfandgläubiger
hat dieses Recht nicht, und braucht sich bloß die Einlösung bis zur Einlösungsfrist nicht
gefallen zu lassen, und wenn man es dem Pfandschuldner gestatten wollte, so daß er
dann nicht zur Einlösung verpflichtetwäre, so würde dadurch der ganze Zweck vereitelt;
eine Feststellung,daß durch beiderseitigeEinwilligung der Parthcien das Ncchts-Vcrhält-
niß könne bestehen bleiben, wäre aber ganz überflüssig, da sich dies von selbst versteht.

Dagegen möchte es nicht erfordert werden, daß die Einlösung binnen einer bestimm¬
ten Frist wirklich geschehen sey; denn dies würde ein Mittel für den Pfandgläubigcr seyn,
dieselbe innerhalb einer solcher Frist unmöglichzu machen, indem er die Verhandlungen
über den Actrag der Einlösungösummc, wobei es sich meistens zugleich von dem Ersatz
von Amcliorationcn handelt, in die Länge zöge, sondern es dürfte hier lediglich die Er¬
klärung der Absicht, einzulösen, re^p. die Einleitung des desfallsigcnProzesses, hinreichend
erscheinen.

Nur eine Bestimmung scheint hier noch passendzu seyn, um Chicanen zu verhüten
und Mißverständnissenund Prozessen vorzubeugen.

Es ist nämlich in den bestehenden Gesetzen gegründet, daß auch einer oder mehrere
der Pfandschuldncrdas Recht haben, die Einlösung, jedoch nur für das Ganze, zu bewir¬
ken, und dadurch den Pfandgläubiger in Hinsichtdes von ihm abzutretenden Pfandgutes
gegen die übrigen Pfandschuldner zu liberircn, welche sich wegen dcssclbcn dann blos an die
Einlösenden zu halten haben. Es bcrubt dies darauf, daß einer von mehreren Schuld¬
nern das Recht hat, den Gläubiger für das Ganze zu bezahlen, wodurch er in dessen
Rechte gegen seine Mitschuldner eintritt, der Pfandgläubigcr aber auch als solcher
selbst von nicht solidarischenSchuldnern keine Stückzahlung anzunehmen braucht, da er
nicht verbunden ist, das Pfand theilweifc herauszugeben. Dies hat auch der rheinische
Appcllations-Gerichtshof entschieden; da aber die Sache manchemzweifelhaft erscheinen
könnte, so wäre eine dcsfallsige gesetzliche Feststellungnicht überflüssig.

Es ergeht daher an Ew. Majestät die allcruntcrthänigste Bitte, Allcrhöchstdicselbcn
mögen die Anträge der getreuen Stände vom 19. Juni 1830 und 30. Dezember 1833
nochmals in Erwägung ziehen lassen, und Nllergnädigst zu verordnen geruhen, daß alle
vor Einführung der jetzigen Gesetzgebung in dem Hcrzogthum Berg abgeschlossenen
Pfandschafts-Verträge in reine Verkäufe umgewandelt seyn sollen, wenn nicht bei der
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nächsten Einlösefn'st, und im Falle weniger als 5 Jahre davon übrig seyn sollten,
längstens in einer Frist von 5 Jahren entweder die Einlösung wirklich erfolgt, ode»
dem Pfanbgläubiger die Erklärung: die Einlösung bewirken zu wollen, durch einen Ge¬
richtsvollzieher mit Vorladung vor Gericht zur Führung des deöfallsigcnProzesses noti«
ficirt worden ist, zu welcher Einlösung oder Erklärung auch einer oder mehrere der
Pfandschuldner für das Ganze berechtigt seyn sollen, so daß dadurch der Pfandgläubigcr,
in Hinsicht des von ihm abzutretenden Pfandgutes, gegen die übrigen Pfandschuldncr
liberirt wird.

Obschon nun Ew. Majestät getreue Stände das vorgeschlagene Mittel für das
beste halten, um die aus den bestehendenVerhältnissen entspringenden Uebclständeganz«
lich zu beseitigen, so glauben dieselben doch, für den Fall, daß Ew. Majestät diesem
Vorschlagedennoch die Genehmigung nicht zu ertheilen geruhen sollten, die im Entwürfe des
Belgischen ProvinzialrcchtS enthaltene KöniglicheProposition begutachten zu müssen, und
zwar um so mehr, als jedenfalls eine Bestimmung nöthig erscheint, damit, bis zur fakti¬
schen Negulirung dieser 3techts< Verhältnisse, durch das von den Ständen vorgeschlagene
Mittel, uud für den Fall, daß der Pfandgläubiger selbst das frühere Verhältniß will
fortbestehen lassen, die Vcrhppothezirung und Verkäuflichkeitdieser Pfandgüter erreicht
werden kann.

Durch das im Gesetz-Entwürfe vorgeschlageneAuskunftsmittcl, soll das Ursprung«
lichc Nechts-Vcrhältniß gerade so wie es war, wieder hergestellt, und nicht nur die wei¬
tere Verpfändung dieser Versatzgütcr wieder gestattet, sondern auch die bisherigen Ver¬
pfändungen derselben für gültig erklärt, dabei aber diesen Gütern, re»i,eeliv<: den ihnen
anklebenden Pfandrechten, die Immobilar-Eigenschaft beigelegt werden.

Beiläufig wird hier bemerkt, daß, wenn früher gemeint worden ist, diese Bestimmungen
müßten dann auch auf später eingegangene Antichresen ausgedehnt werden, hierzu doch
gerade kein rechtlicherGrund vorhanden zu seyn, vielmehr die Verschiedenheitder Ab¬
sichten der Partheien bei den früheren oder späteren Verträgen dieser Art einer solchen
Ausdehnung entgegen zu stehen scheint, und ist im EntWurfe eine solche auch nicht für
nothwendig erachtet worden.

Sodann muß, der früher erhobenen Zweifel wegen, daran erinnert werden, daß
nach der bestehendenGesetzgebungmit der Verpfändung einer Forderung nur dann ein
Privilegium gegen Dritte verbunden ist, wenn eine solche Verpfändung dem Schuldner
insinuirt und das Schuld-Documcni dem Pfandgläubiger eingehändigt worden ist. Das
Erstere ist bei der Ungewißheit der Schuldner dieser alten Forderungen nach dem früher
Gesagten äußerst schwierig, das Letztere aber wenigstens dann unmöglich, wenn diese
Dokumente, wie es häusig der Fall ist, nicht in den Händen des Pfandnehmers sind;
eine solche Insinuation und Uebcrgabe muß daher für dergleichenVerpfändungen von
Vcrsatzrechtcn in der Ncgcl für nicht nöthig erklärt werden, und geschieht deren im
8 78. des Gefetzentwurfs auch blos deshalb Erwähnung, um zu bestimmen, daß diese
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Art der Bestellung eines Faustpfandes den Vorzug vor einem Hypothekenrechtehaben
müsse.

Was nun die Sache selbst betrifft, so würde das in Rede stehende Auskuufts»
Mittel den Hauptzweck, nämlich die Befreiung des Eigenthums von einem lästigenBande
nicht erreichen, und es würden die in Nede stehendenGrundstücke daher weder beim
Verlaufe noch bei der Verpfändung zu ihrem wahren Werthe angeschlagenwerden. Un-
bezwcifclt scheint es indeß, daß eine solche weitere Verpfändung als eine wahre Hypo¬
thek erklärt werden kann, mit der Wirkung, daß im Falle des Verkaufs des Pfandrechts,
die Kaufsummczur Distribution unter die Hypothekar-Gläubiger käme, und daß der
Käufer von dem ursprünglichen Pfandgeber immer wieder die Einlösung zu erwarten
hätte. Wenn nun auch ciue Inscription dieses Einlösercchts nicht zu bcvorwortcn wäre,
wie von derselben denn auch im Entwürfe keine Rede ist, so müßte doch das zu bestellende
Hypothekcnrcchtmit der gewöhnlichenEichcrungsmaaßrcgcl verbunden, und das auf
diese Weise entstcmdeueVorzugsrecht, wie jede andere Hypothek, gegen den Pfand-
gläubiger im Hypothckcnbucheeingetragen werden, so daß daraus sowohl dritte Per¬
sonen ersehen könnten, in wie fern das Grundstück beschwert wäre, als der Pfand-
Schuldner, an wen er den Einlöseprcis zu bezahlen hätte. Diese Vorschrift einmal
angenommen, würde die dcsfallsigc Auskunft überall aus den Hypothckenbüchcrnzu ent¬
nehmen seyn, indem sowohl der Darleiher als der Pfand-Schuldner nur auf den Namen
des Besitzers des Pfandgutes re«i>. dessen Vorgängers im Besitze, im Hypothckenbuche nachzu¬
sehen hätte, ein Verfahren, welches auch in gewöhnlichen Fällen die nöthige Auskunftertheilt.

Abgesehen hiervon, und insofern diese Nothwendigkeit der Inscription im Ent¬
würfe nicht schon durch die §8 71. und 72. vorausgesetztwird, scheinen die Bestimmungen
des Entwurfs völlig conscqucut und dem einzuführenden Rechts-Verhältnisse angemessen
zu seyn, und würde diese Maaßregel, wenn auch nicht zu verkennen ist, daß dergleichen
Weiter-Verpfändungen immer noch ein gezwungenes und verwickeltesNcchts-VerlMtniß
darstellen, dennoch dem so dringend und vielfach gefühlten Ucbclstandceinigermaßen
abhelfen, und den Ercdit der Besitzer und die Vcrkäuflichkcitder in Nede stehenden
Güter wenigstens zum Theile wieber herstellen.

Indem Ew. Majestät getreue Stände den ursprünglich von ihnen ausgegangenen
Vorschlag wiederholt auf das dringendste bevorwortcn, uud die im Entwürfe vorge¬
schlageneMaaßregel nur als eine dem Zwecke nicht ganz entsprechende Aushülsebetrachten,
können dieselben letzterer jedoch als solcher ihren Beifall nicht versagen, und empfehlen
dieselbe jedenfalls, um bis zur Verwirklichung der nach dem Haupt-Vorschlage zu ge¬
schehendenUmwandlung, und für den Fall, daß die Parthcicn selbst das Pfand-Ver¬
hältniß beibehalten wollen, die Verpfändung und Vcrkäuflichkeit der in Rede stehenden
Güter möglich zu machen.

Ew. Majestät bitten die getreuen Stände ehrerbietigstum eine baldige Allcrgnäbigste
Entscheidungüber diesen höchst wichtigenGegenstand, und ersterben in tiefster Ehrfurcht lc.
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46.

D»« Ltawt In Bezug auf die Gesetze vom 16. Januar 1836 und 23. Januar 1837, die
au"n°misch"n Befugnisse ritterbürtiger Familien in Beziehung auf die Negulirung ihrer Nachlassen.
^rittels«^ ^"^ betreffend, so wie auf das ritterschaftlicheStatut vom 28. Februar 1837 haben
licher Dcschiech'die Stände beantragt, daß, da in den erwähnten Gesetzen die Absicht Sr. Majestät

'"- dahin ausgesprochen worden sey, den ritterbürtigen Familien die erwähnten Befugnisse
insofern und um deswillen zu gestatten, weil sie sich früher in deren Besitzebefunden
hätten, die Befugnisse des Adels in Beziehung auf die Negulirung seiner Nachlassenschaft
aber niemals in dem Umfange bestanden hätten, in welchen sie durch die erwähnten
Gesetze ertheilt worden seyen, des Königs Majestät geruhen möchten,

1. eine Revision der Gesetze vom 16. Januar 1836 und 23. Januar 1837, so wie
des ritterschaftlichenStatuts vom 28. Februar 1837, und

2. eine nähere Prüfung über die Enstenz und den Umfang früherer besonderer
Vorrechte der ritterbürtigen Adeligen bei der Negulirung ihrer Nachlassenschaft
anordnen, auch

3. die Wirkung jener Gesetze einstweilen suspendircn und weitere Entscheidung
Allerhöchstsichvorbehalten zu wollen.

47.

«crgwcr«. Nach der durch den Reichs «Deputations-Schluß von 1803 erfolgten Vereinigung
Gescye, y^, ^^ und Werden mit der Krone Preußen wurde für die in diesen Bezirken befind¬

lichen Steinkohlen-Bergwerke die Clevisch-MärkischeBergorbnung vom 29. April 1766
eingeführt. Während nun nach dem Gesetze vom 21. April 1810 die Beaufsichtigung
des Vergwerksbctriebes auf dem linken Nheinufcr nur in technischer und bergpolizeilicher
Hinsicht den Bergbehörden übertragen ist, so befindet sich dagegen in dem Vergamtsbezirke
Essen und Werden nicht allein der technischeBetrieb, sondern auch die gcsammte Gruben«
Oeconomie in den Händen der Bergbehörden, so daß den Eigenthümern keine Ein¬
wirkung auf die verschiedenen Zweige der Verwaltung zusteht. Sowohl in dieser
mangelnden Einwirkung dcr Eigenthümer auf den Bergbau, als auch in den durch
Einführung der erwähnten Berg-Ordnung bedeutend vermehrten Abgaben werben die
Gründe erkannt, warum dcr Steinkohlen-Bergbau in den genannten Bezirken dcr
Industrie nicht diejenigen Vortheile gewährt, welche unter günstigeren Verhältnissen
erwartet werden könnten. Obgleich daher durch die Landtags - Abschiede vom 13. Juli
1827 und 15. Juli 1829 die Aussichtauf eine Revision dcr auf dcr rechten Nbcinscitc
geltenden Bergwerks-Gesetze, deren Vorarbeiten noch nicht erledigt seyen, eröffnet ist,
so hat doch die zunehmende Wichtigkeit des Gegenstandes die Stände veranlaßt, die
Beschleunigung dieser Revision der Bergwerks - Gesetze von des Königs Majestät zu
erbitten.
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!8.

In Berücksichtigungdes alten Stavtrechtes der Stadt Lechenich, so wie ihrer ««f«»^ °°«
früheren Vertretung auf den ChurcölnischcnLandtagen, haben die Stände den Antrag ^"«Vt«"
uueS Abgeordneten auf Theilnahme dieser Stadt an der Wahl eines städtischen Abgeord» «Uke.
ueten zu dem Provinzial-Landtage in Gemeinschaftmit den Städten Bonn, Münftereiffel,
Euslirchcn und Zülpich, bei des Königs Majestät bcvorwortet.

Auf dem 3. rheinischenLandtage hatten die Stände nicht allein die Bitte gestellt,
„daß des Königs Majestät geruhen möchten, das Gesetz vom 7. Juni 1821 wegen
„ Untersuchungund Bestrafung des Holzdicbstahls, dahin abzuändern, daß alle Strafen,
„Entschädigungen und Kosten wegen Holzdicbstähle durch die betreffenden örtlichen
„Staatskassen gleich sonstigenIurisdictionsgefällcn eingezogen, und für den Iustizfonbs
„mit Ausnahme der, dem Waldeigcnthümer von der Kasse rückzuzahlendcn,Entschädig-
„ ungen vereinnahmt würden," — sondern auch an des Königs Majestät das umfassendere
Gesuch gerichtet, die verschiedenartigenForstgesctze in der Nhcinprovinz einer Revision
unterwerfen zu lassen, demnächst die Vereinigung derselben in eine Forst-Straf-Ordnung
für die Rheiuprovinz Allergnädigst anzuordnen, und den desfallsigcn Gesetz-Entwurf den
Ständen zur Begutachtung zu überweisen. In Bezug auf das zuletztgenannteGesuch
enthielt der Landtags-Abschied für den 3. Landtag die Zusicherung, daß dem ständischen
Antrage durch die von des Königs Majestät beabsichtigteErlassung eines Provinzial»
Forst» Strafgesetzes entsprochenwerden würde, während das erstgenannte Gesuch durch
die AllerhöchsteCabinets - Ordre vom 14. September 1831 seine Erledigung gefunden
hat, durch welche den Communen und Privat-Besitzern Erleichterungen bei Einziehung
der Forststrafen zu Theil geworden sind.

Die zu dem 5. Landtage versammelten Stände haben den Gegenstand in weitere
Erwägung gezogen und waren der Meinung, daß das fortdauernde Uebcrhandnchmen
der Forstfrevel vornehmlichseinen Grund habe,

1. in dem durch die unzulänglicheZahl des Forstpcrsonals veranlaßten unzureichenden
Schutzeder Waldungen;

2. in dem nothwendigen persönlichenErscheinender Forftbcamtcn vor den Gerichten
bei Aburthcilung der Frevel, und der dadurch veranlaßten, periodisch wieder¬
kehrenden, Blosstettung der Waldungen;

3. in der allzuhäusigen, und oft wegen wirklicher Zahlungsfähigkeit der Frevler
unbegründeten Umwandlung der Geldstrafen in Gcfängnißstrafcn, und damit
verbundenen ausreichenden Verköstigungund Verflegung der Frevler auf Kosten
des Staats;

4. in dem Mangel einer gesetzlichen Strafbcstimmung wegen des Kaufes und Ver¬
laufes, sowohl des wirklichgcfrcvclten, als auch des Berechtigungsholzes.
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Die Stände haben demzufolgean des Königs Majestät die Bitte gerichtet, bei der
beabsichtigtenRevision der in der Nheinprovinz geltenden Forst-Strafbcstimmungen und
Bearbeitung einer Provinzial-Forst-Strafordnung auf die obenbezeichnetcnGründe der
fortdauernden Dcvastationen der Waldungen durch Frevel, die geeigneteRücksicht nehmen
zu lassen.

In Bezug auf die erwähnte Allerhöchste Cabincts-Ordrc vom 14. September 1831
haben die Stände noch außerdem des Königs Majestät unterthänigst gebeten, den Privat¬
besitzern den Schadenersatz ungeschmälertund ohne Abzug der durch po«. 4. der allegirten
Cabincts-Ordre festgesetzten Hebcgebühren von 10 °/« zukommenzu lassen.

20.

Q«a>ific«lw» Durch Allerhöchste Cabincts-Ordre vom 17. März 1828 haben des Königs Majestät
^andldattn mid bestimmt, daß die zu Landrathsstellen von den Kreisständen vorzuschlagendenKandidaten

interimistische aus Grundbesitzern der betreffenden Kreise gewählt werden sollen. Um den mehrfachen
«»ndr»!'^'" Abweichungenvon dieser wohlthätigen Anordnung vorzubeugen, haben die Stände an
Aemter, hcs Königs Majestät die Bitte gerichtet, Allergnädigst zu bestimmen, daß ein fünfjäh¬

riger Grundbesitz im Kreise erforderlich sepn solle, um in die Zahl der zu Landraths«
stellen Vorzuschlagenden aufgeuommcn zu werden, und daß bei der großen Verschieden»
beit des Werthes und der Größe des Eigenthums in den verschiedenenKreisen, die
Bestimmung des Steucrquantums, welches diesem Grundbesitze cmncr seyn müsse, den
Kreisständcn, wie es auch bisher schon verwilligt worden ist, überlassen bleiben solle.

Bei Verhinderungsfällen der Landräthe soll nach einer Allerhöchsten Cabincts-Ordre
vom 13. März 1830 den Kreisdeputirten die interimistischeVerwaltung der Stelle über«
tragen werden. In Folge der seitdem erlassenen erläuternden Bestimmungen dieser Aller¬
höchsten Anordnung werden jedoch nur in einzelnen Fällen die Kreisdeputirten zu dieser
interimistischenAmtsverwaltuug berufen, was, nach der Ansicht der Stände, vielleicht
ein Grund sepu mag, warum in der Wahl der Kreisdeputirten oft nicht mit der
erforderlichen Umsicht zu Werke gegangen wird. Die Stände haben daher beantragt,
daß des Königs Majestät zu verordnen geruhen möchten, daß künftig bei allen Verhin¬
derungen der Landräthe, so wie auch in Erlcdigungsfällen, in der Ncgcl den Kreisde¬
putirten die interimistische Verwaltung der Landrathsstellcn übertragen werden, daß ferner
dieselben bei ihrer Wahl die Verpflichtunghierzu ausdrücklichanerkennen, und im unbe¬
gründeten Weigerungsfälle ihrer Stellen als Kreisdeputirten verlustig sepn sollen.

21.

«uftechtcrh»!. Das Gesetz vom 5. Juni 1823 enthält die Zusicherung, daß die Entwürfe aller die'
5""" ^" ""^''Provinz allem angehender, so wie solcher allgemeiner Gesetze, welche Veränderungen in

Personen- und Eigenthumsrechten und in den Steuern zum Gegenstände haben, den
Ständen zur Berathung vorgelegt werden sollen. Als Gesetze, welche in diese Käthe»
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gorien gehörten und ohne Berathung mit den Ständen promulgirt worden sind, glaubten
die Stände nennen zu dürfen:

1. das Gesetz vom 4. Juli 1834 über die Vormundschaften;
2. das Gesetz vom 6. November 1827 wegen Legitimation der außer der Ehe er¬

zeugten Kinder;
3. das Gesetz vom 31. Dezember 1833, das Geschwornen-Gerichtbetreffend;
4. das Gesetz vom 7. Juli 1833 wegen der vom Fiskus zu zahlenden Zögcrungs-

Zinscn;
5. das Gesetz über die Abänderung des 8 115. des Handels-Gcsetzbuchs.
Wenn auch die Stände aus dem den Bewohnern der Provinz durchgängigerwünsch¬

ten Inhalte dieser Gesetze entnehmenkonnten, daß bei Erlassung derselben ohne ständische
Berathung eine beengende Absichtnicht zum Grunde gelegen habe, und wenn sie auch
uiemals daran zweifeln konnten, daß eine Schmälerung der ständischen Rechte der Absicht
Sr. Majestät des Königs fern sey, so hat doch für sie das in dem Gesetze vom 5. Juni
1823 der Provinz ertheilte Geschenkeinen so hohen Werth, daß sie nicht umhin könn»
tcn, an des Königs Majestät die Bitte zu richten, die vollständigsteAusführung des
Gesetzesvom 5. Juni 1823 Allcrgnädigst verfügen zu wollen.

22.

In dem ehemaligen Großherzogthum Berg ist in Beziehung auf den Postzwang das Mol,«««»«
kaiserliche Decret vom 25. Februar 1809 noch in Anwendung, welches drückendere Be-^" "°"'"°"^'
stimmungen, als die in den übrigen Theilen der Rheinprovinz geltenden vorschreibt.
In den Kreisen Elberfelb, Lennep und Solingen, in welchender Handel am blühendsten,
Gewcrb- und Manufacturfleiß am ausgebrcitttsten ist, konnten die gewöhnlichenPost-
Verbindungen nicht ausreichen, um das Bedürfniß des beständigen, ununterbrochenen
Verkehrs zu befriedigen. Wenn auch diese Umständeeine gewisse Nachsichtigkeit der Post¬
beamten gegen den häusigen Votcnvcrkehr nothwendig hervorbringen müssen, so bleibt
dies doch eine Umgehung des Gesetzes, und das Verschwindender Nothwendigkeit dieser
Nachsicht dringend zu wünschen. Obgleich daher der Landtags-Abschicdvom 30. October
1832 auf das zu erwartende Erscheineneines die ganze Monarchie umfassendenGesetzes
in der angeregten Beziehung verwiesen hatte, so haben doch die Stände in der zuneh¬
menden Dringlichkeit des Gegenstandes Veranlassung zu dem Antrage gefunden, daß des
Königs Majestät geruhen möchten, den unbeschränktenBotenverkchr in den genannten
Kreisen zu gestatten.

25.

Der Ausbau der zur Verbindung des südlichenTheiles der Provinz mit West- <l°birn,'!w>nl>c-
<!r»ßc.phalen bestimmten Staatsstraße von Coblenz nach Minden war bisher von der

uncntgeldlichcnLandesabtretung der anwohnenden Grundbesitzerbedingt. Bei dem Wider-
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spruchc, in welchem diese Anforderung mit den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen
steht, haben die Stände beantragt, daß der Ausbau der noch zu vollendenden Straßen-
strecke ohne die Anforderung unentgelblichcr Landabtretung bewirkt werden möge.

24.

ColN'Dücensche Nach der AllerhöchstenCabinets «Ordre vom 26. October 182? wurde der Bau
der im Regierungsbezirk Cöln gelegenen Strecke der Straße von Cöln über Düren
nach Montjoie aus dem Bezirksstraßen-Vaufonds alsbald in's Werk gesetzt. Die Mittel
des Vczirksstraßen-Vaufonds des Regierungsbezirks Aachen reichten jedoch nicht aus,
um die 2600 Ruthen betragende Strecke von Düren bis an die Grenze des Negicrungs«
bezirks Cöln zu vollenden, weshalb in Düren sich ein Verein bildete, um durch Auf¬
bringung der nöthigen Summe die für den Kreis Düren so wichtige Verbindung mit
dem Nheinc herzustellen. Die Straße wurde nun ausgebaut, konnte aber ihrem Zweck»
nur kurze Zeit genügen, da das dazu verwandte Material die erforderliche Dauerhaf¬
tigkeit so wenig besaß, daß schon jetzt der völlige Neubau dieser Straßenstrecke wieder
nothwendig geworden ist. Von dem Vereine kann eine weitere Leistung nicht gefordert
werden, da sich derselbe nach 8 14. des durch die Negierung zu Aachenabgeschlossenen
Vertrages, zu mehr nicht, als zu dem einmaligen Neubau verbindlich gemachthat. Da
indessenein Material aufgefunden ist, dessen Tauglichkeit versichert wird, so haben die
Stände, in Betracht der Wichtigkeit dieser Straße, des Königs Majestät unterthänigft
gebeten, den Ausbau der erwähnten Straßenstrecke aus dem Bezirksstraßen-Baufonds
verfügen zu wollen.

25.

«lassenNeucr. Das Regulativ für die Kontingentirung der Klassensteuer vom 2. Juni 1829
bestimmt, daß alle drei Jahre die Zahl der Bevölkerung und der Haushaltungen zur
Norm des Klassensteuer-Kontingents dienen, und deshalb nach Maaßgabc dieses Zahlen-
Verhältnisses eine Vermehrung oder Verminderung des früheren Kontingents zu 15 Sgr.
für den Kopf Statt finden soll. Die Stände sind nun durch die Anträge mehrerer Ab¬
geordneten veranlaßt worden, Tr. Majestät dem Könige vorzustellen, daß in gegen¬
wärtiger Friedcnszcit die Bevölkerung mit jedem Jahre steigen, und niemals, ohne
außerordentliche Veranlassung, sich vermindern werde. Die Zunahme der Bevölkerung
finde aber hauptsächlich in den unbemittelten Volksklassen Statt, da man annehmen
müsse, daß von allen vorkommendenHcirathen 70 von Hunderten auf solche Individuen
zu rechnen seyen, die, ohne irgend zureichendesEigenthum, vom Erwerb des Tages
zehrten, meistens keine Steuern zahlten, durch keine Mittel zur Zahlung angehalten
werden könnten, und bei dem geringsten Unfälle zur Unterstützungan die Bemitteltere»
gewiesen werden müßten. Die Zahl der Bevölkerung erlaube keinen Schluß auf
deren Vcitragsfähigkeit, und auf die mittleren und unteren Steuerklassen, in welchen

Kontingent.
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diejenigen contribuirten, welche nicht zu den Armen gezählt würden, aber eine Erhöhung
der Steuer am wenigsten ertragen könnten, falle die Last, denn die Erfahrung zeige,
daß die höheren Steuerftufen auf dem platten Lande sich eher verminderten, als zunähmen,
weil viele der in den höheren Stufen Contribuirenden vom Lande weg in Mahl- und
SchlachtsteucrpflichtigeStädte zögen, und dadurch aufhörten, zur Klassensteuerbeizu¬
tragen. Die Stände haben aus diesen Gründen an des Königs Majestät die ehrfurchts¬
volle Bitte gerichtet, das Klassensteuer-Kontingentdes Jahres 1835 mit 1,1L4M0 Nthlr.
fortbestehen und nicht mehr wegen etwaiger Vermehrung der Volkszahl erhöhen zu
lassen.

Die nach dem erwähnten Regulativ vom 2. Juni 1829 jährlich durch die Kreis»
deputirten in jedem Regierungsbezirk zu bewirkendeVertheilung der Klassensteuerauf
die einzelnen Kreise hat nach der Ansicht der Stände ansehnlicheKosten verursacht, ohne
besonderen Nutzen zu stiften. Die Stände haben daher bei des Königs Majestät bean¬
tragt, die jährlichen Zusammenkünfte der Kreisdcputirten zur Vertheilung der Klassen¬
steuer, falls nicht solche Zusammenkünfte aus besonderen Gründen von den Königlichen '
Regierungen für nöthig erachtet würden, aufheben, und fernerhin für die einzelnen
Kreise die Klassensteuer-Kontingenteauf drei Jahre bestehen zu lassen.

26.

Eine Verfügung des KöniglichenGeneral-Dircctors der Steuern vom 29. Novbr. «lficiung ln
1836, nach welcher die Geistlichenund Schullehrer der Stadt
auf das nicht aus ihren Stellen herrührende Einkommen von der Klassensteuerbefreit der niaffcn.
seyn sollen, hat den Ständen Veranlassung gegeben, an des Königs Majestät die durch "°""'
eine Allerhöchste Cabinets-Ordre des Jahres 1817 und durch das Gesetz vom 30. Mai .
1820 motivirte Bitte zu richten, dem Finanz-Ministerio die Allerhöchste Weisung zugehen
zu lassen, unter Einziehung etwaiger früherer Beschlüsse die durchgängige Heranziehung
der Geistlichenund SchulZchrcrzur Klassensteuerrücksichtlichihres nicht aus ihren Stellen
berflicßcnden Einkommens anzuordnen.

27.

Mehrfache Bemerkungen über die Unvollkommen'hcitdes Gewerbesteuer-Gesetzes, Gew^bste»».
sowohl in Beziehung auf die bei Feststellungder Mittelsätze anzuwendenden Grundsätze,
als auch auf den Mangel an hinreichenden Steuerftufen in den mittleren und unteren
Abtheilungen haben die Stände veranlaßt, bei Gelegenheit eines Antrages auf Revision
der Steuer-Ansätze für die Bäcker der Kreisstadt Geldern, an des Königs Majestät die
Bitte zu richten, das Gewerbesteuer-Gesetzin Bezug auf das Gewerbe der Bäcker, mit
besonderer Beachtung der Steuersätze der unteren Abtheilungen, einer, Revision unter¬
werfen zu lassen, und Allergnädigst zu ermessen,ob die Ausdehnung dieser Revision auf
das gcsammtc Gewerbesteuer-Gesetzzweckmäßig.erscheine.
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28.

MaMeuer. Der Einfluß, der von der Begünstigung umfangreicher Mahlanstalten für feines
Dauermehl auf die Beförderung des Ackerbaueszu erwarten ist, hat die Stände, unter
der ohne Zweifel statthaften Voraussetzung der Ausführbarkeit einer vollständigen Con-
trole, zu dem Antrage veranlaßt, daß des Königs Majestät die durch das Mahlsteucr.
Gesetz angeordneten Beschränkungender Mehl-Ausfuhr aus mahlstcucrpflichtigenStädten
in das Ausland und die steuerfreien Orte des Inlandes aufzuheben geruhen möchten.

29.

Mostsseuer. Die von des Königs Majestät durch Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 26. Scptbr.
1834, und späterhin durch den theilweiscn Erlaß der Moststcuer für das Jahr 1835 den
Wcnibautreibcndcn der Provinz gewährten Erleichterungen sind mit dem chrfurchtvollstcn
Danke aufgenommen worden. In Folge mehrerer Anträge einzelner Mitglieder hat sich
den Ständen jedoch die Ueberzeugung aufgedrungen, daß es ihre Pflicht sey, die Gnade
des Königs noch einmal und in noch größerem Umfange in Anspruchzu nehmen. Bei
dem gänzlichen Unwerthe der geringeren Weine aus den Jahrgängen 1835 und 1836,
und dem entschiedensten Mißverhältnisse der Preise derselben zu der Wcinmoststcucr, in
dessen Folge der Wcinprodnzent in den häufigsten Fällen statt eines reinen Ertrages
noch Zubuße gehabt hat, haben die Stände beantragt, daß des Königs Majestät geruhen
möchten, die Wcinmoststeucr für die genannten Jahre ganz zu erlassen, und, wo sie
schon bezahlt ist, den betreffenden Wcinproduzcntcn zurückerstattenzu lassen.

Aber auch den Gründen der stets zunehmendenVerarmung der Wcinbautrcibcnden,
in deren Folge nicht allein das Product der gewöhnlichenJahre, sondern auch Grund
und Boden der Weingüter bei öffentlichenVerkäufen sich oft werthlos zeigen, und den
nachhaltigen Mitteln zu deren Abhülfe nachzuforschen,haben die Stände für ihre Pflicht
gehalten. In dem wohlbegründctcn Vertrauen auf das unausgesetzte Bestreben Sr.
Majestät des Königs, durch Ausbau von Straßen, durch bessere Schiffbarmachungder
Mosel, durch Handels-Verträge mit Holland und Belgien, den bedrängten Weingegen¬
den die thunlichsteHülfe und neue Absatzwegefür ihre Producte zu verschaffen, und in
Berücksichtigungder mit den Vcreins-Staaten abgeschlossenen Verträge, haben die Stände
auf Abolition der Wcinmoststeucranzutragcn nicht für zweckmäßig erachtet. Dagegen haben
sie in einer Abänderung der Grundlage der Weinmoststcuer,in deren Folge diese Steuer
in eine proportionelle Abgabe von 5"/« des reinen Verkauf-Werthes,
zahlbar bei dem ersten Verkaufe durch den Käufer, verwandelt würde,
ein nachhaltige Hülfe versprechendes Mittel zu dem beabsichtigtenZwecke erkannt, und
demzufolge beantragt, daß des Königs Majestät die in Vorschlag gebrachteUmwandlung
der Wcinmoststcucr durch die betreffenden Behörden prüfen, die Modalitäten der Aus«
führung festsetzen,und die entsprechendeAbänderung des betreffenden Gesetzesbaldmög«
liehst eintreten zu lassen, Allergnädigstgeruhen möchten.
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Auch mit dem wirklichen Bedürfnisse und der stattfindendenNachfrage scheint die
Wcinproduction in der Rheinprovinz im Mißverhältnisse zu stehen, da sich in allen Wein«
bau treibendenGemeinden noch große Vorräthe von Wein, selbst der besseren Jahrgänge,
vorfinden. Zur Begünstigung der an vielen Orten schon vorgenommenenUmwandlung
der in der Ebene gelegenen, zu andern Kulturartcn geeigneten Weingärten, haben daher
die Stände ferner beantragt, daß des Königs Majestät anzuordnen geruhen möchten,
daß, so oft in einer Gemarkung der zehnte Theil der als Weingärten eingeschätzten
Parzellen wirklich umgewandelt werde, sofort und ohne die periodische Revision des
Katasters abzuwarten, eine entsprechende Herabsetzungder Grundsteuer erfolgen solle.

30.

Die auf der linken Nhcinscite liegenden Gemeinden Boppard, Oberspei, Salzig, M°s>Nemr°°n
Hirzcnach und mehrere andere des Kreises St. Goar, dessen beide Rheinufcr
zum Churfürstcnthmn Trier gehörten, besitzen auf dem gegenüberliegenden, dem Herzog«
thum Nassau angehörenden Nhcinufcr Weingärten, für welche sie, bei gleicher Güte des
Productcs, in einer höheren Klasse durch die Moststcucrbetroffen werden. In Folge
des Antrags eines Mitgliedes der Stände-Versammlung haben die Stände bei des Kö¬
nigs Majestät die Ausdehnung aller den Winzern in Bezug auf die Moststcucr zuge¬
dachten Erleichterungenauch auf die erwähnten Gcmarkungslhcileder genannten Gemeinden
und die Versetzungder in diesen Gcmarkungsthcilcn gezogenen Weine in die entsprechende
Steuerklasse bcvorwortct.

5«.

Nach der AllerhöchstenEabincts.Ordrc vom 24. Januar 1824 wird von den klei- MaiM««».
ncrcn landwirthschaftlichcnBrennereien, welchenur 6 Monate im Jahr, nämlich vom 1.
November bis zum 1. Mai betrieben werden, der geringere Steuersatz von 1 Sgr. 4 Pf.
erhoben. Der Zweck dieser Bestimmung ist, den kleineren Landwirthen in den Monaten,
in welchendas Viehfuttcr seltener, und deshalb das Brennen zur Aushülse genommen
wird, diese Aushülfe zu erleichtern. Da nun in dem Monat Mai der Futtermangel
meistens am größten ist, so haben die Stände beantragt, daß von den genannten L Mo¬
naten der November ausgeschlossen,und dagegen der Monat Mai hinzugeuommenwerde,
so daß also die Zeit, in welcher der geringere Steuersatz erhoben würde, nach dem An¬
trage der Stände vom 1. Dezember und 1. Juni begrenzt seyn würde.

Nach dem Gesetze vom 7. März 1822 sind Erbschaftsanfälle an Deszendenten von s<emp«isseuel.
der Stempelabgabe befreit, und den auf solche Weise von der Stempclcibgabebefreiten
Deszendenten gewährte die Allerhöchst?Cabinets - Ordre vom 24. Dezember 1834 die
weitere Erleichterung, daß sie bei Auseinandersetzungenuntereinander von den Antheilen,r
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welche sie von ihren Miterben erwerben, nur die Hälfte der tarifmäßigen Kaufwerth-
Stempelabgabe zu entrichten gehalten seyn sollen. Begreift nun eine solche Theilung
Immobilien, so wird nach einer, der erwähnten Cabincts-Ordre von der Steuer-Ver¬
waltung gegebenen, Interpretation angenommen, daß, da jeder Erbe, so lange pro
inäivi«o besessen werde, Theil am Ganzen habe, durch die Theilung ein jeder der
Berechtigten in dem Antheile, welcher ihm zufalle, zugleich auch den ideellen Antheil
seiner Miterben erwerbe, und deshalb, vermöge der hier vorgehenden Mutation, den
Kaufwcrth - Stempel auch von dem eigenen Antheile zu entrichten habe. Die Stände
waren der Ansicht, daß diese Auslegung der erwähnten Cabinets-Ordre in dem Willen
Sr. Majestät des Königs nicht habe liegen können, und haben deshalb beantragt, daß
Allerhöchstdieselben zu bestimmengeruhen möchten, daß künftighin der Kaufwerth-Stcmpel
bei Erbschaftsthcilungcn unter Deszendenten nur von dem Betrage oder dem Werthe
zu erheben sey, welchen ein Erbe über seinen Antheil an der Erbschaftsmassehinaus
erhalte.

33.

«8essr»f»n«dcr Die Bestimmung des Gesetzes vom 7. März 1822, daß jeder Inhaber eines noch
WechsMcmrc,',„>Ht gestempeltenWechsels verpflichtet seyn solle, denselbenzur Stempelung vorzulegen,

o'üncn, und daß im Contraventionsfalle nicht allein der Aussteller, sondern auch die Indossanten
und der Aeccptant die Stempelabgabe und Stempelstrafc erlegen sollen, hatte zum Zweck,
den Aussteller durch die vermehrte Wahrscheinlichkeiteiner Entdeckung zur ordnungs¬
mäßigen Entrichtung der Stempclabgabe zu vermögen. Diese Bestimmung hat aber
vielmehr die entgegengesetzteWirkung gehabt. Denn der Inhaber eines ungestempelten
Wechsels kann sich eher veranlaßt finden, an einer von ihm unverschuldeten Contravention
Antheil zu nehmen, als sich durch Anzeige seines vielleicht eben so unschuldigenVor-
manncs, der Störung seines Verhältnisses zu demselben, und dadurch einem Verluste
auszusetzen,welcher die Strafe, die ihn betreffen könnte, übersteigen mag. Die Stände
haben daher beantragt, daß des Königs Majestät geruhen möchten, eine Abänderung der
bestehendengesetzlichen Bestimmungen dahin zu verfügen, daß

die Inhaber und Indossanten von ungestempelten inländischen Wechseln und An¬
weisungen von der Stempclabgabe und Stempelstrafc entbunden, diese beide
aber dem Aussteller, so wie dem ersten inländischenIndossanten eines ausländi¬
schen Wechsels, auferlegt werden sollen, und zwar die Strafe in dem Maaße,
daß er sie im Vctretungsfalle so viclmal zu entrichten habe, als Indossanten
sich vorfinden; daß dabei der Behörde zur Sichcrstellung der Abgabe und crfal-
lenen Strafe die Befugnis) eingeräumt werde, sie bei dem Inhaber oder einem
ihr beliebigen Indossanten einziehen zu können, mit der nämlichen Befugniß für
diesen, die ihm vorhergehenden Indossanten bis zum ersten Contravenienten für
den Ersatz dieser bezahlten Stempelabgabe und Strafe in Anspruch zu nehmen.
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Zugleich ist beantragt worden, daß für die Folge dem Denunzianten keine Belohnung
für die Denunziation einer Wechsel-Stcmpclstrafe mehr bewilligt, oder diese doch auf
die Hälfte einer einfach verwirkten Strafe beschränkt werde, damit eine solche Denunzia¬
tion nicht durch simulirte Indossements benutzt werden könne, die Strafe im eigenen
Interesse des Denunzianten zu vergrößern.

54.

Die Städte Düsseldorf, Coblcnz, Duisburg, Wesel und Emmerich, welchendurch Frcihofcnlcch«!.
die Nheinschifffahrtsactevom 31. März 1831 und durch spätere Verfügungen Sr. Ma¬
jestät des Königs Frcihafenrcchte ertheilt worden sind, befinden sich noch nicht in dem
vollständigen Genusse derselben. Inzwischen ist die Handelskammer einer dieser Städte
auf dcsfallsigc Ncclamationen von dem Königlichen Ministcrio des Handels und der
Finanzen benachrichtigt worden, daß unter vorausgesetzter Theilnahme der übrigen
Nhcinufer-Staatcn die Erlassung einer neuen Freihafen-Ordnung im Werke sey. Die aus
dem dcrmaligcn Stande dieser Angelegenheit für den Handel der genannten Städte
entstehendenNachtheile haben den Ständen von der Bedeutung geschienen, daß sie an
des Königs Majestät die Bitte gerichtet haben, für den Fall, daß die im Werke begriffene
Freihafen-Ordnung in der Kürze noch nicht zu erwarten seyn sollte, einstweilen und bis
zu deren Erlassung den genannten Städten den vollen Genuß der Frcihafenrechte Aller-
gnäbigst zu gewähren.

33.

Die neue auf Actien gebaute Straße von Aachen nach Eupcn, welche von Belgischer s»r»ße »°n
Seite über Verviers nach Lüttich fortgesetztist, hat vor der alten Straße von Aachen "°A?,,"""
nach Lüttich den Vorzug einer günstigeren, minder bergigen Lage; sie führt außerdem auf
einer längeren Strecke durch das Inland, und ist aus diesen Gründen, so wie in Betracht
des durch die BelgischenUnruhen erschwertenWaaren - Transportes von Aachenauf der
Straße über Macstricht nach Antwerpen, zu einer Haupt - Verbindungsstraßc zwischen
Aachen und Antwerpen vorzüglich geeignet. Ein besonderer Vortheil würde der gcwerb-
rcichen Stadt Eupcn, so wie der sehr bevölkertenund gewcrblrcibcndcnUmgegenddurch
Erhebung dieser Straße zu einer Haupt-Zollstraße zugewendet werden, und die Stände
haben daher bei des Königs Majestät beantragt, der genannten Straße alle Rechte einer
Haupt-Zollstraßc Allergnädigst zu ertheilen.

36.

Durch Art. 37 des Preußisch - NiederländischenGrenz - Vertrags vom 17. October „une«««, t«
1816 ist zu Gunsten der beiderseitigen Grenzbewohner bestimmt, baß Landwirthe, deren, ^""''""'""
Besitzungen theils diesseits, theils jenseits der Grenze liegen, die steuerfreie Ein- und N,edcri»nlc°_
Ausfuhr von Dungmaterialien zu ihrem Ackerbau gestattet seyn, und daß es zu dem
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Ende hinreichensolle, wenn sie durch ortsobrigkeitlicheAtteste nachweisen, daß sie jenseits
der Grenze Grundstückebesitzen und bewirthschaften. Diese Bestimmung bat nur einen
seit alter Zeit bestehendenGebrauch festgestellt, und war um so nothwendiger, als die
Grenze nicht selten die Gemeinde-Feldmarkungen durchschneidet,und die Bewohner von
ihren werthvollsten Acker- und Wcidegründen trennt. Dessen ungeachtet haben in neuester
Zeit einige Grenz-Zollämter dem erwähnten Artikel des Grenz-Vertrags die Auslegung
gegeben, daß die dadurch festgesetzten Begünstigungen sich nur auf diejenigen Besitzer
beziehen könnten, welche sich im Jahre 1816 in deren Besitze befunden hätten. Da eine
solche Auslegung in der Absichtder hohen contrahirendcn Theile nicht gelegen haben
kann, auch von einigen Grenz-Zollämtern, in Bezug auf Austreiben von Vieh auf jen¬
seits der Grenze gelegene Weiden, mehrfache erschwerende Beschränkungenausgegangen
sind, so haben die Stände beantragt, daß des Königs Majestät ausdrücklichzu bestimmen
geruhen möchten, baß der Inhalt des Art. 37. des Grenz - Vertrages nicht allein auf
die damaligen, sondern auch auf alle jetzigen und künftigen Besitzer und deren Pächter
anzuwenden, und daß von Seiten der Grcnz-Zollbehörden den Grenzbewohnern alle mit
der nöthigen Verwahrung des Steuer-Interesses nur immer vereinbarlicheErleichterungen
in Benutzung ihrer jenseits der Grenze gelegenen Grundstückezu gewähren seyen.

37.

«ranntwcm. Bei der geringen Bewachung der Grenzen des Kreises Wetzlar gegen das Groß«
/»drilln, herzogthum Hessen und Herzogthum Nassau, so wie des Kreises St. Wendel gegen

Nheinbaicrn, hat das Einschmuggeln des Branntweins, welcher aus den genannten
Ländern zu geringeren Preisen abgegeben werden kann, in solchemMaaße überHand
genommen, so wie die gegenwärtig zollfreie Einfuhr des aus Branntwein fabrizirten
Essigs sich dergestalt vermehrt, daß die Stände dringende Veranlassung zu der an des
Königs Majestät gerichteten Bitte gefunden haben, zum Schutze der inländischenBrenner
und Essigfabrikanten alle zum Zwecke führenden Maaßregeln Allergnädigst anordnen zu
wollen.

58.

Sol, für da« D'e steuerfreie Abgabe des Salzes zum Vichfuttcr hat bisher noch nicht in der Aus«
«lr» debnung Statt finden können, welche die Wichtigkeit dieses Präscrvativmittcls gegen

Krankheiten, namentlich des wiederkauendenViehes, wünfchenswcrthmacht. Da ange¬
nommen werden kann, daß für die Stcucrkasse durch die abgabenfreie Gestattung des
Salzes zum Vichfuttcr in dem Falle kein Verlust entstehen werde, wenn die Möglichkeit
vorhanden ist, das Salz durch eine unschädliche chemischeBeimischung zu jedem anderen,
als dem genannten Gebrauche,untauglich zu machen, und eine solche chemische Beimischung
leicht zu bewirken seyn soll, so haben die Stände in solcher Voraussetzung die stcucr«
freie Abgabe des Salzes zum Viehfutter bei des Königs Majestät beantragt.
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59.

Der im Interesse der Seifenfabn'kation zu Neuwied und mehreren andern Orten S°i, zur
gestellte Antrag auf steuerfreie Abgabe des zu dies« Fabrikation erforderlichenKochsalzes ist °""'°"°"^
von den Ständen dabin bcvorwortet worden, daß des Königs Majestät die Abgabe des Sal»
zes zu Fabrik-Zwecken steuerfrei, oder doch zu dem Preise zu gestatten geruhen möchten,
welcher in den Vcreinsländern für das Fabrik - Salz entrichtet wird, um den unver¬
meidlich großen Nachtheil für die inländische Industrie zu verhüten, der im entgegen¬
gesetzten Falle aus der Unmöglichkeiteiner ferneren Concurrcnz mit ausländischenFabri¬
katen entstehenwürbe.

40.

Die im Jahre 1833 von Amsterdamnach Emmerich gezogenen Karotten-Fabrikanten Si.ube««»i,
hatten die Zusage erhalten, daß sie das zu ihrem Fabrikate nothwendigeSt. Ubcs Seesalz ,cn.^b,>l»!i°'n,
auch in PreußischenLanden fortwährend beziehen könnten. Sie bedienensich hiernach dessel¬
ben, und unter der dabei beobachtetenControle leidet die Stcuerkasse keinen Nachtheil.
In neuester Zeit ist ihnen von der General- und Provinzial-Stcucr-Direktion die Auf¬
forderung zugegangen, sich zu ihrem Fabrikate des westphälischcnKochsalzeszu bedienen,
da dasselbe nach einer durch die technische Deputation zu Berlin veranstalteten Untersuchung
von dem St. Ubes Secsalze wenig verschiedensey; auf ihre dcsfallsigcn Ncclamationen
sind sie auf eine nochmals anzustellende genaue Prüfung verwiesen worden. Bei dem
Werthe, welchen die Fabrikanten auf ihre bisherigen Rezepte zu legen berechtigt sind,
fällt es ihnen schwer, der Meinung der Prüfungs-Commission sich anzuschließen, da der
möglicheVerlust durch eine zu machendeErfahrung erst nach mehreren Jahren sich würde
entdecken lassen; sie halten die Möglichkeit ihres Aufenthaltes in der Provinz an die
unveränderte Beibehaltung ihrer bewahrten Rezepte gebunden. In Berücksichtigung dieser
Umständehaben die Stände beantragt, daß des Königs Majestät die fernere Gestattung
des St. Ubcs Salzes zur Earotten-Fabrikation unter der bisher bestandenen Controle
zu verfügen geruhen möchten.

4!.

Durch die jährlichen Schießübungen der Artillerie werden einzelne Gemeinden, von »>« Vt<,»»rtie.
denen die in der Nähe der Artillcrie-Schicßübungsplätzebei Wesel und Wahn gelegenen"^""^'r'
besonders namhaft gemacht worden sind, gegen andere bedeutend belästigt, da sie den n^e »°n Arl,i-
Truppen nicht allein ihre in den Erndtemonaten, wo jene Uebungen Statt finden, un- '"'p"A'."^'
entbehrliche» Räume zur Unterbringung der Pferde abzugebenhaben, sondern auch bei
der unzureichendenLöhnung derselben einen Theil der Verpflegung zu übernehmen nicht
umhin können. Die Stände haben daher beantragt, daß des Königs Majestät geruhen
möchten, die Unterbringung der alljährlich zu den Schießübungen zusammengezogenen
Truppen in Baracken zu verfügen, oder, falls dies unthunlich wäre, den Quartierträ-
gern eine angemesseneaußergewöhnlicheEntschädigung zu Theil werden zu lassen.
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Auf solche Weise haben die Stände in unermüdeter Thätigkeit die Geschäfte been¬
digt, deren Erledigung ihnen oblag. Bei einer Dauer des Landtags von 9 Wochen
sind 16 Königliche Propositionen und 102 Anträge in 46 Plenarsitzungen und einer
vcrhältnißmäßigen Anzahl von Ausschußsitzungenausführlich berathen worden. Ein
Theil derjenigen Anträge, welche nach dem Vorhergehenden nicht Gegenstand einer
Adresse an des Königs Majestät geworden sind, ist dem Ober - Präsidio der Provinz,
mit Bitte theils um eigene Vorkehrung, theils um Verwendung bei dem betreffenden
KöniglichenMinisterium, zugegangen; die übrigen sind nach dem Beschlusse der Stände
ohne Folge geblieben.

Nachdem in der letzten Sitzung am 23. Juli 1837 der Landtags-Marschall seinen
Dank für die ihm so erfreuliche Weise, in welcher die Versammlung den zu Anfang
der Verathungen von ihm geäußerten Wünschenund Hoffnungen entsprochenhabe, aus¬
gedrückt, und durch den Protokollführer Namens der Stände eine willkommeneErwie«
derung erhalten hatte, ist am Nachmittage desselben Tages der fünfte rheinischeLandtag
durch den KöniglichenLandtags «Commissar, Ober-Präsidenten der Nheinprovinz Herrn
von Vodel schwingh, geschlossen worden.

In der letzten der von den Ständen an des Königs Majestät gerichteten Adressen
baten die Stände, daß es ihnen vergönnt seyn möge, am Schlüsse einer langen und
wichtigen ständischen Versammlung des nahen Festes zu erwähnen, an welchem treue
und biedere Unterthanen dankbar sich des Glückes freuen, welches ihnen die Vorsehung
in einem Monarchen verliehen, der nun schon seit langer Zeit sein Glück nur in dem
Glücke seiner Unterthanen gesucht und gefunden, und dasselbe Ziel noch unablässig ver¬
folgt, und schlössen mit dem Segenswunsche, daß die Vorsehung das theure, mit vielen
Früchten der Gerechtigkeit und Milde reich gesegneteLeben Sr. Majestät des Königs
zum Wohle des Vaterlandes und seiner Bewohner bis an das späteste Ziel erhalten
möge.

Lich, den 25. August 1837.

(gez.) Ludwig, Fürst zu Solms.
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